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        Simone Hutter, Rechtsanwältin und Fachanwältin für Familienrecht ist seit 2019 in der Kanzlei Beck tätig.


        Zuvor arbeitete sie als Syndikusrechts­anwältin in einem mittelständischen Unternehmen. Dort war sie für alle Rechts- und Personal­angelegenheiten sowie die betriebliche Um­setzung von datenschutzrechtlichen Vorschriften zuständig. Zu ihren Aufgaben gehörte auch die Durchführung von Mitarbeiterschulungen.


        Ein Interessen- und Tätigkeitsschwerpunkt Frau Hutters liegt im Arbeitsrecht. Simone Hutter betreut im Rahmen ihrer Tätigkeit als Rechtsanwältin regelmäßig arbeitsrechtliche Mandate, insbesondere aus dem Individualarbeitsrechts, und hat sich ferner vertieft dem Themenbereich der betrieblichen Altersversorgung angenommen.


        In der Zeit der großen Flüchtlingsströme, insbesondere aus Syrien übernahm Frau Hutter in vielen Fällen die Vormundschaft für allein geflüchtete Minderjährige und kümmerte sich um deren rechtliche Angelegenheiten.

      

    

  


  
    
      Christian Beck


      Christian Beck


      
        [image: Image]



        Christian Beck, Rechtsanwalt und Fachanwalt für Arbeitsrecht, gründete Anfang 2009 eine ausschließlich auf Arbeitsrecht spezialisierte Kanzlei in der Metropolregion Nürnberg und betreut gemeinsam mit seinen Kollegen deutschlandweit überwiegend Arbeitgeber in allen Fragen des individuellen und kollektiven Arbeitsrechts.


        Zuvor war er neun Jahre für einen Kanzleiverbund aus Wirtschaftsprüfern, Steuerberatern und Rechtsanwälten tätig und begleitete schwerpunktmäßig Sanierungen, Restrukturierungen und Unternehmenstransaktionen mittelständischer Unternehmen aus gesellschaftsrechtlicher und arbeitsrechtlicher Sicht. Als Partner leitete er dort bereits verantwortlich das Referat Arbeitsrecht.


        Neben seiner anwaltlichen Tätigkeit ist Herr Beck stark als Referent in der Fortbildung engagiert, leitete in den vergangenen Jahren diverse Seminare zu mehr als fünfzig arbeitsrechtlichen Themen und veröffentlichte verschiedene Praxisratgeber.
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        Seit dem Überfall der russischen Föderation vom 24.02.2022 finden in der Ukraine kriegerische Auseinandersetzungen statt.


        Infolge dessen sind in Europa – nach der Flüchtlingswelle der Kalenderjahre 2015 und 2016 – wieder deutlich steigende Flüchtlingsbewegungen zu verzeichnen. Dies zusätzlich zu denjenigen Menschen, die weiterhin zahlreich aus anderen Krisenregionen, etwa aus Syrien und Afghanistan, nach Deutschland kommen.


        Viele der hilfesuchenden Menschen sind schulisch und beruflich sehr gut qualifiziert, mitunter mehrsprachig und durch ihre interkulturelle Erfahrung flexibel.


        Auch die Bundesagentur für Arbeit (BA) legt zugrunde, dass die Einwanderung aus nicht EU-Ländern die Gesamtbeschäftigungslage in Deutschland stützt und sieht gerade auch die Einbindung geflüchteter Menschen in den Arbeitsmarkt als längerfristig angelegtes und lohnenswertes Projekt.


        Allerdings sind bei der Beschäftigung von Flüchtlingen diverse rechtliche Aspekte zu beachten.


        Die vorliegenden Ausführungen geben einen ersten Überblick über die Rahmenbedingungen zur Beschäftigung ausländischer Menschen allgemein und im Speziellen von Asylbewerbern und Flüchtlingen unter Berücksichtigung der aufenthalts- und arbeitsrechtlichen Besonderheiten. Aus aktuellem Anlass wird zudem auf die Sondersituation Geflüchteter aus der Ukraine eingegangen.


        Auch sozialversicherungsrechtliche und steuerliche Aspekte werden aufgezeigt.


        Zur besseren Lesbarkeit wird im Folgenden in der Regel die männliche Sprachform verwendet. Dies hat rein redaktionelle Gründe und ausdrücklich keinen diskriminierenden Charakter.


        Nürnberg, im Mai 2022


        Simone Hutter
Christian Beck


        
          
            
              
                
                  
                

                
                  
                    	
                      In dieser Publikation wird aus Gründen der besseren Lesbarkeit in der Regel das generische Maskulinum verwendet. Die verwendete Sprachform bezieht sich auf alle Menschen, hat ausschließlich redaktionelle Gründe und ist wertneutral.
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          1.1 Allgemeine Grundsätze


          Für die Beschäftigung geflüchteter Menschen sind grundsätzlich dieselben gesetzlichen Bestimmungen maßgebend wie für die Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer im Allgemeinen.


          Ausländer ist hierbei jeder, der nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) ist, also jeder, der eine andere Staatsangehörigkeit besitzt.


          Halten sich Menschen, die keine deutschen Staatsangehörigen sind, im Bundesgebiet auf, ist stets in einem ersten Schritt zu prüfen, welche Aufenthaltskategorie besteht. Geklärt werden muss, mit welcher Berechtigung der Aufenthalt in Deutschland erfolgt, d. h. welche Rechtsgrundlage für den Aufenthalt besteht.


          Basierend auf dem Aufenthaltsrecht kann dann in einem zweiten Schritt geklärt werden, ob der Ausländer das Recht hat, einer Erwerbstätigkeit nachzugehen.


          
            1.2 Anzuwendendes Recht


            
              1.2.1 Gesetzesentwicklung


              Das Recht der Ausländerbeschäftigung hat in den vergangenen zwei Jahrzehnten wichtige und umfassende Reformen erfahren.


              
                	Mit Wirkung zum 01.01.2005 war das „Gesetz zur Steuerung und Begrenzung der Zuwanderung und zur Regelung des Aufenthalts und der Integration von Unionsbürgern und Ausländern vom 30.07.2004 (Zuwanderungsgesetz, Bundesgesetzblatt [BGBl.] I 2004, S. 1950) eingeführt worden. Im Wesentlichen gliedern sich das Zuwanderungsgesetz in das „Gesetz über die allgemeine Freizügigkeit von Unionsbürgern“ und das „Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und Integration von Ausländern im Bundesgebiet“. Ob eine Beschäftigung im Inland ausgeübt werden darf, ergibt sich seit dieser Gesetzesänderung aus dem Aufenthaltstitel. Auch das Asylverfahrensgesetz erfuhr Änderungen und Anpassungen.


                	Durch das Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz vom 20.10.2015 (BGBl. I 2015, S. 1722 ff.), das überwiegend am 24.10.2015 in Kraft getreten ist, haben sich insbesondere einige Erleichterungen für Flüchtlinge und Asylbewerber beim Zugang zum Arbeitsmarkt ergeben. 


                	Im März 2020 trat sodann das Fachkräfteeinwanderungsgesetz vom 15.08.2019 (BGBl. I 2019, S. 1307) in Kraft. Mit dem Ziel, Deutschland als Einwanderungsland zu etablieren, wurden weitere Erleichterungen bei der Arbeitsmarktzuwanderung festgelegt. So wurde mit der Reform erstrebt, die Angleichung der Rechtsposition von beruflich und akademisch qualifizierten Fachkräften zu erreichen (sog. „erweiterter Fachkräftebegriff“) und auch die Stärkung der Optionen der Ausbildung und Nachqualifikation von Drittstaatsangehörigen zu bewirken. Für die Einreise zur Erwerbstätigkeit wurde zudem ein beschleunigtes gesondertes Verfahren eingeführt, welches seither dazu dient, die Fachkräftegewinnung an sich effizienter zu gestalten.

              


              
                1.2.2 Maßgebliche Bestimmungen


                Für den Aufenthalt und die Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer finden sich die anzuwendenden Regelungen also insbesondere im


                
                  	Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von Ausländern im Bundesgebiet (Aufenthaltsgesetz, AufenthG),


                  	der Aufenthaltsverordnung (AufenthV),


                  	in der Verordnung über die Beschäftigung von Ausländerinnen und Ausländern (Beschäftigungsverordnung, BeschV), 


                  	im Gesetz über die allgemeine Freizügigkeit von Unionsbürgern (Freizügigkeitsgesetz/EU [FreizügG/EU]),


                  	im Asylgesetz (AsylG) sowie 


                  	im Grundgesetz (GG).

                


                Hinzu kommen Anwendungshinweise[1] bzw. Verwaltungsvorschriften, die zu einer Selbstbindung der Verwaltung führen. In diesen werden unbestimmte Rechtsbegriffe definiert, z. B. für Fälle, in welchen im Rahmen einer Ermessensausübung zu entscheiden ist.


                Auch EU-Verordnungen, Ratsbeschlüsse oder internationale Abkommen sind zu beachten.

              

            

          

        

      

    

  


  
    
      1.3 Regelungssystematik


      Bei der Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer sind verschiedene Kategorien zu unterscheiden, welche zunächst in Übersicht dargestellt werden: 
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        1.3.1 Unionsbürger


        Unionsbürger genießen nach § 2 Abs. 1 und 2 Freizügigkeitsgesetz/EU (FreizügG/EU) volle Freizügigkeit.


        Dies bedeutet, sie haben das Recht, sich in der Bundesrepublik Deutschland aufzuhalten und einer Erwerbstätigkeit nachzugehen.


        Aktuell zählen folgende 27 Mitgliedsstaaten zur Europäischen Union:


        
          	Belgien


          	Bulgarien


          	Dänemark 


          	Deutschland 


          	Estland 


          	Finnland 


          	Frankreich 


          	Griechenland 


          	Irland


          	Italien 


          	Kroatien


          	Lettland 


          	Litauen 


          	Luxemburg 


          	Malta 


          	Niederlande 


          	Österreich 


          	Polen 


          	Portugal 


          	Rumänien 


          	Schweden 


          	Slowakei


          	Slowenien 


          	Spanien


          	Tschechische Republik 


          	Ungarn 


          	Zypern 

        


        Unionsbürger, die Freizügigkeit nach dem Freizügigkeitsgesetz/EU genießen, unterliegen keinen Beschränkungen oder Vorgaben bei der Beschäftigungsaufnahme und Beschäftigungsausübung.


        Diese Unionsbürger können deshalb in die Bundesrepublik einreisen und sich hier nach § 2 Abs. 2 FreizügG/EU aufhalten, z. B. um


        
          	eine abhängige Beschäftigung als Arbeitnehmer oder eine Berufsausbildung aufzunehmen und auszuüben, 


          	in der Regel bis zu 6 Monate Arbeitssuche zu unternehmen oder auch 


          	zur Ausübung einer selbständigen Erwerbstätigkeit. 

        


        Hinzu kommt, dass Familienangehörige und sog. nahestehende Personen der genannten Unionsbürger unter den Voraussetzungen der §§ 3 und 3a FreizügG/EU ebenfalls ein Einreise- und Aufenthaltsrecht haben. Um eine nahestehende Person handelt es sich z. B., wenn dieser seit mindestens zwei Jahren und nicht nur vorübergehend Unterhalt gewährt wird. Erfasst werden also gesondert zu prüfende Einzelfälle aufgrund besonderer persönlicher Umstände.


        Das Aufenthaltsgesetz und die Beschäftigungsverordnung sind auf Unionsbürger nicht anzuwenden (§ 1 Abs. 2 Nr. 1 AufenthG), es sei denn durch Gesetz ist ausnahmsweise etwas anderes bestimmt.


        Die Ausweispflicht der Freizügigkeitsberechtigten ist in § 8 FreizügG/EU geregelt.


        
          1.3.2 Unionsbürgern gleichgestellte Staatsangehörige


          Nach §§ 1 Abs. 1 Nr. 2, 12 FreizügG/EU gelten die gleichen Regelungen, welche Unionsbürger für sich beanspruchen können, ebenso für Staatsangehörige der EWR-Staaten, also Island, Norwegen und Liechtenstein und deren Familienangehörigen sowie deren nahestehenden Personen.


          Schweizer Staatsbürger sind nach dem Freizügigkeitsabkommen EU/Schweiz EWR-Staatsangehörige und damit EU-Bürgern gleichgestellt.


          
            1.3.3 Sonderfälle


            Darüber hinaus ist zu prüfen, ob ein Sonderfall bzgl. Aufenthalt und Beschäftigung im Bundesgebiet gegeben ist.


            Regelmäßig ist dies der Fall bei Staatsangehörigen neuer EU-Mitgliedsstaaten, weil Übergangsregelungen zu beachten sind. Gleiches gilt bei einer beendeten EU-Mitgliedschaft.


            Oft kommt bestimmten Staatsangehörigen auch aufgrund einer speziellen politischen Lage eine gesonderte rechtliche Behandlung zu.


            Aktuell sind insbesondere folgende Sonderkonstellationen relevant:


            
              	Für türkische Arbeitnehmer bestehen erlaubnisrechtliche Sonderregelungen nach dem Assoziationsabkommen EWG-Türkei vom 12.09.1963.[2] Danach genießen türkische Staatsbürger sowie deren Familienangehörige und im Speziellen deren Kinder besondere Privilegien beim Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt.
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